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Allgemeine Chronik

Sozialpolitik

Gesundheit, Sozialhilfe, Sport

Gesundheitspolitik

Mittels parlamentarischer Initiative verlangte Laurence Fehlmann (sp, GE) im Juni 2022
den Einbezug zuckerhaltiger Getränke in die Erklärung von Mailand, die auf eine
Zuckerreduktion in Joghurts und Frühstückscerealien abzielt. Sie begründete diese
Forderung damit, dass der grösste Teil des zugesetzten Zuckers durch Süssigkeiten und
zuckerhaltige Getränke konsumiert werde. Die WBK-NR nahm sich im November 2022
dem Anliegen der SP-Nationalrätin an und beschloss mit 15 zu 9 Stimmen, der Vorlage
keine Folge zu geben. Als Grund für die ablehnende Haltung führte die Kommission den
gewählten Ansatz der freiwilligen Zuckerreduktion durch die Herstellenden an, den sie
als geeignet erachtete und mit dem man bei Frühstückscerealien und Joghurts gut
gefahren sei. Zudem sei zurzeit kein gesetzgeberischer Handlungsbedarf gegeben, weil
zwischen dem BLV und Getränkeherstellenden bereits Verhandlungen stattfänden, um
die Mailänder Erklärung um Süssgetränke zu ergänzen. Eine Kommissionsminderheit
rund um Emmanuel Amoos (sp, VS) plädierte indes für Folgegeben, da der
Zuckerkonsum, für den zu 40 Prozent die Süssgetränke verantwortlich seien, ein
grosses Problem für die Gesundheit der Bevölkerung darstelle. 1

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 18.11.2022
JOËLLE SCHNEUWLY

Um der Petition 22.2012 «Endometriose – Geben Sie Betroffenen eine Stimme!» der
Schweizerische Endometriose-Vereinigung Endo-Help Folge zu geben, reichte die
WBK-SR Anfang 2023 ein Postulat ein, mit dem sie den Bundesrat zur Ausarbeitung
eines Berichts über die Behandlung von Endometriose in der Schweiz aufforderte.
Dabei soll der Fokus auf die Frühbehandlung, die Sensibilisierung und die Forschung
gelegt werden. Im März 2023 kam das Geschäft in den Ständerat, wo Marina Carobbio
Guscetti (sp, TI) als Kommissionssprecherin die Bedeutung des Themas unterstrich. Bei
der Endometriose handle es sich um eine gynäkologische Krankheit, von der eine von
zehn Frauen betroffen sei, so die Tessiner Ärztin. Gesundheitsminister Berset empfahl
das Postulat zur Ablehnung, da man sich des Themas bereits im Rahmen des
allgemeiner formulierten Postulats Fehlmann Rielle (sp, GE; Po. 19.3910) annehme.
Trotzdem sprach sich der Ständerat mit 30 zu 2 Stimmen für das Postulat aus. Einzig
zwei Westschweizer Freisinnige stimmten für eine Ablehnung des Vorstosses. 2

POSTULAT
DATUM: 14.03.2023
JOËLLE SCHNEUWLY

Während der Frühjahrssession 2023 zog Laurence Fehlmann Rielle (sp, GE) ihre
parlamentarische Initiative zum Einbezug zuckerhaltiger Getränke in die Erklärung von
Mailand zurück. Sie erklärte ihr Handeln damit, dass die Einigung des BLV mit mehreren
Unternehmen der Süssgetränkeindustrie bezüglich Zuckerreduktion als Schritt in die
richtige Richtung interpretiert werden könne. Die besagte Einigung hatte am 14.
Februar 2023 zur Unterzeichnung der Erklärung von Mailand durch die bisherigen und
zehn weitere Unternehmen sowie durch Bundesrat Alain Berset geführt. Mit ihrer
Unterschrift hatten sich die Unternehmen dazu verpflichtet, bis 2024 eine
zehnprozentige Reduktion des Zuckergehalts in ihren Getränken und Quarks
vorzunehmen. 3

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 15.03.2023
JOËLLE SCHNEUWLY

Soziale Gruppen
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Frauen und  Gleichstellungspolitik

Das im Sommer 2019 von Laurence Fehlmann Rielle (sp, GE) eingereichte Postulat
«Gesundheit der Frauen. Bessere Berücksichtigung ihrer Eigenheiten» forderte vom
Bundesrat das Aufzeigen von bisher getroffenen oder nötigen Massnahmen, mit denen
sowohl in der Wissenschaft als auch im Gesundheitswesen spezifische Bedürfnisse von
Frauen besser berücksichtigen werden. Fehlmann Rielle begründete ihr Postulat mit
Untersuchungen, die zeigten, dass Frauen vom Gesundheitspersonal tendenziell zu
wenig ernst genommen und folglich etwa Herzinfarkte oder Schlaganfälle bei Frauen
vermehrt übersehen würden. Zurückzuführen sei dies darauf, dass Frauen Opfer von
auch im Gesundheitswesen verbreiteten geschlechtsspezifischen Konstrukten seien.
Ferner argumentierte Fehlmann Rielle, klinische Studien würden oft mehrheitlich an
Männern durchgeführt, sodass medizinische Empfehlungen den Bedürfnissen von
Frauen nicht entsprächen oder verschriebene Medikamente für bestimmte Frauen
eigentlich ungeeignet seien.
In seiner Stellungnahme im August 2019 empfahl der Bundesrat das Postulat zur
Annahme und fügte an, dass er die von der Sozialdemokratin geäusserten Kritikpunkte
teile und sich für ein chancengleiches Gesundheitssystem einsetzen wolle. Der daraus
resultierende Bericht werde sich zudem der Motion Heim (Mo. 19.3577) annehmen,
welche ähnliches forderte.
Im September 2019 wurde das Postulat verschoben, da Therese Schläpfer (svp, ZH) das
Anliegen bekämpfte. In der Sommersession 2020 argumentierte Schläpfer dann, dass
Frauen entgegen der Meinung Fehlmanns durchaus gleichberechtigt behandelt werden,
was sich schon nur an deren höheren Lebenserwartung ablesen lasse. Zudem betrage
der Frauenanteil der Abgängerinnen und Abgänger des Medizinstudiums 70 Prozent,
man also aufgrund dieser weiblichen Überzahl davon ausgehen dürfe, dass Anliegen von
Frauen im Gesundheitswesen zunehmend ernst genommen werden. Innenminister
Alain Berset wiederum teilte weitgehend die Argumentation Fehlmanns, hob erneut die
von ihr erläuterten Ungleichheiten zu Lasten der Frauen hervor und empfahl das
Postulat zur Annahme. Dieser Empfehlung folgte der Rat mit 113 zu 69 Stimmen bei 4
Enthaltungen. Die Nein-Stimmen stammten grösstenteils aus der SVP-Fraktion, aber
auch Angehörige der Mitte äusserten sich gegen das Anliegen. 4

POSTULAT
DATUM: 28.06.2020
CHRISTIAN GSTEIGER

Ende Juni 2022 lancierte die SGK-NR eine Motion zur Förderung der Gendermedizin
und griff damit zwei Petitionen aus der Frauensession 2021 auf. Die Gendermedizin
untersucht und behandelt Krankheiten vor einem geschlechtsspezifischen Hintergrund.
Die Annahme, dass Krankheiten geschlechtsneutral verliefen und aufträten, könne
Fehldiagnosen und -behandlungen mit sich ziehen. Um dies zu verhindern, müssten
bestehende Ungleichheiten in der Medizin bekämpft werden. Vor diesem Hintergrund
forderte die Kommissionsmehrheit, dass ein nationales Forschungsprogramm zur
Gendermedizin lanciert wird, dass Forschungsprojekte gefördert werden, welche sich
mit Frauenkrankheiten beschäftigen, und dass das Geschlecht bei der Vergabe von
Geldern des SNF berücksichtigt wird. 
Zwei Kommissionsminderheiten waren jedoch nicht mit allen Forderungen
einverstanden. Eine Minderheit Glarner (svp, AG) rief dazu auf, die ersten beiden
Forderungen der Motion abzulehnen, während eine Minderheit Sauter (fdp, ZH) die
Berücksichtigung des Geschlechts bei der Geldervergabe ablehnte. Nationalrat Glarner
argumentierte, dass das Problem der geschlechtlichen Ungleichbehandlung in der
Medizin wohl erst seit «der unsäglichen Gender-Debatte mit all ihren Absurditäten von
Links-Grün» bestehe. Dahingegen anerkannte Nationalrätin Sauter die Wichtigkeit der
Motion, aber sprach sich entschieden gegen die in der Motion vorgesehenen «engen
Vorgaben» für zur Vergabe von Forschungsgeldern aus. Der Bundesrat wies in seiner
Stellungnahme darauf hin, dass die Problematik bereits in den Antworten auf
vergangene Vorstösse (etwa Mo. 19.3577) diskutiert worden sei und
geschlechterspezifischer Unterschiede in der Medizin aufgrund des Postulats Fehlmann
(sp, GE; Po. 19.3910) bereits untersucht würden. Des Weiteren sei eine Ablehnung der
Motion nötig, damit Forschende aller Schweizer Hochschulen weiterhin gleiche
Chancen beim Bewerbungsprozess für Gelder des SNF und von Innosuisse hätten. 
Nach einer hitzigen Debatte nahm der Nationalrat die Forderungen zur Lancierung
eines nationalen Forschungsprogramms und zur Förderung der Erforschung
spezifischer Frauenkrankheiten mit 127 zu 54 Stimmen bei 2 Enthaltungen an und
sprach sich somit gegen den Minderheitsantrag Glarner aus. Dem Antrag der Minderheit
Sauter kam der Nationalrat indes nach und sprach sich mit 100 zu 83 Stimmen gegen
die Berücksichtigung des Geschlechts bei der Vergabe von SNF-Geldern aus. 5

MOTION
DATUM: 29.09.2022
VIKTORIA KIPFER
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1) Bericht WBK-NR vom 18.11.22
2) AB SR, 2023, S. 209 f.
3) AB NR, 2023, S. 541 f.; Medienmitteilung BLV vom 14.2.23
4) AB NR, 2019, S. 1941; AB NR, 2020, S. 1093 ff. 
5) AB NR, 2022, S. 1832 ff.
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